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Wichtige Hinweise:  

1. Der vorliegende Lösungsvorschlag ist unverbindlich. Es handelt sich nicht um die offizielle 

Lösung aus dem Prüfungstermin 2023/2024. 

2. Der Lösungsvorschlag geht vom Veranlagungszeitraum 2025 bzw. der Rechtslage aus, die 

gelten würde, wenn die Klausur im Jahr 2026 zu schreiben gewesen wäre. Der im 

Bundessteuerblatt veröffentlichte Klausurtext basiert auf der Rechtslage des Jahres 2023. 

3. Die im Lösungsvorschlag ausgeführte Bepunktung der Aufgaben dient allein 

Trainingszwecken. Es handelt sich nicht um die offizielle Punkteverteilung aus dem 

Prüfungstermin 2023/2024; dennoch ist die Zahl der Punkte an die erreichbaren Punkte aus 

der Originalklausur angepasst.  

 

 

Teil I: Einkommensteuer  
 

 

Sachverhalt 1 (erreichbare Punkte: 40 von 100)  

Persönliche Steuerpflicht   
G. ist in Deutschland unbeschränkt steuerpflichtig nach § 1 Abs. 1 Satz 1 EStG, da 
er in Deutschland einen Wohnsitz (§ 8 AO) hat. 
Die unbeschränkte Steuerpflicht erstreckt sich auf sämtliche in- und ausländische 
Einkünfte nach § 2 Abs. 1 EStG (sog. Welteinkommensprinzip).  
Etwaige Einschränkungen, die sich aus dem DBA-Schweiz (künftig DBA-CH) 
ergeben können, werden an den einschlägigen Stellen erläutert. 
 

 
 
1 

Ermittlung der Summe der steuerpflichtigen Einkünfte des G. für den VZ 2025: 
 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb: 
 
G. erzielt mit seinen Umsätzen aus der kurzfristigen Vermietung und der Reparatur 
von Pisten- und Planierraupen Einkünfte aus Gewerbebetrieb nach § 15 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 EStG. 
Einkünfte sind nach § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EStG der Gewinn. 
 
Der vorläufig ermittelte Gewinn beträgt laut Sachverhalt: 100.000 € 
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Zweigniederlassung in Basel 
 
Der durch die Zweigniederlassung in der Schweiz erwirtschaftete Gewinn gehört 
unter Berücksichtigung des o. g. Welteinkommensprinzips auch zu den gewerblichen 
Einkünften nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG. 
 
Zu prüfen ist aber, ob die Regelungen des DBA-CH die Berücksichtigung der 
Gewinne einschränken. 
 
Das DBA-CH ist nach Art. 1 persönlich und nach Art. 2 auch sachlich anwendbar.  
 
Für Zwecke der Anwendung des DBA-CH ist G. in Deutschland ansässig, da G. in 
Deutschland, nicht aber in der Schweiz als unbeschränkt steuerpflichtige Person 
behandelt wird (Art. 4 Abs. 1 DBA-CH). Die Bundesrepublik ist mithin als sog. DBA-
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Ansässigkeitsstaat anzusehen. Die Schweiz wird vom DBA folglich als anderer Staat 
oder Quellenstaat bezeichnet.  
 
Durch die Zweigniederlassung wird eine Betriebsstätte i. S. d. Art. 5 Abs. 1 und 
Abs. 2 Buchstabe b DBA-CH begründet. Nach Art. 7 Abs. 1 Satz 2 DBA-CH hat die 
Schweiz das Besteuerungsrecht für die Betriebsstätteneinkünfte. 
 
In Deutschland werden diese Betriebsstätteneinkünfte aus der Schweiz 
grundsätzlich nach Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a DBA-CH von der Besteuerung 
freigestellt (Freistellungsmethode).  
Im vorliegenden Fall ist in Bezug auf das DBA-CH aber eine Ausnahme zu beachten 
– die sog. Aktivitätsklausel. 
 
Aufgrund dieser Aktivitätsklausel des Art. 24 DBA-CH gilt die angesprochene 
Freistellungsmethode nämlich nur, soweit die Tätigkeiten der Betriebsstätte als 
aktive (also unschädliche) Einkünfte eingestuft werden. Nach Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe a DBA-CH werden aber nur die Reparaturdienstleistungen als aktive 
Tätigkeit eingestuft. 
Soweit keine aktive Tätigkeit vorliegt (Vermietung von beweglichen 
Wirtschaftsgütern), erfolgt die Vermeidung der Doppelbesteuerung nach Art. 24 
Abs. 1 Nr. 2 DBA-CH i. V. m. § 34c Abs. 6 Satz. 2 und § 34c Abs. 1 EStG durch 
Anrechnung der in der Schweiz auf diesen Gewinn tatsächlich entrichteten 
Einkommensteuer. 
 
Der laut Sachverhalt vorläufige Gewinn aus der Vermietungstätigkeit beträgt                    
35.000 € (50.000 € - 15.000 €). 
 
Soweit der Gewinn auf einer aktiven Tätigkeit beruht (also in einer Höhe von 
15.000 €), erfolgt die Vermeidung der Doppelbesteuerung durch Freistellung, wobei 
die freigestellten Einkünfte nach § 32b Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 EStG dem 
Progressionsvorbehalt unterliegen. 
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Hinweis:  
Die Regelung des § 32b Abs.1 Satz 2 Nr. 2 EStG ist u. E. nicht anzusprechen, da 
die Schweiz als Drittstaat nach § 2a Abs. 2a EStG anzusehen ist. 
 

 

Überführung Planierraupe 
 
Bei der Überführung der Planierraupe von der Hauptniederlassung in die Schweizer 
Betriebsstätte sind die Regelungen des § 4 Abs. 1 Satz 3 und 4 EStG zu beachten. 
Die Überführung führt nach § 4 Abs. 1 Satz 4 EStG zum Verlust des deutschen 
Besteuerungsrechts, da – wie oben gesehen – das Besteuerungsrecht der 
Bundesrepublik bzgl. der aktiven Betriebsstätteneinkünfte auf die Berücksichtigung 
i. R. d. Progression beschränkt ist.  
Als Rechtsfolge ist die Überführung der Planierraupe als Entnahme nach § 4 Abs. 1 
Satz 3 EStG zu behandeln. 
Diese Entnahme ist nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 1 Halbsatz 2 EStG mit dem gemeinen 
Wert (= 30.000 €) zu bewerten. 
Der Entnahmegewinn beträgt folglich (30.000 € - 20.000 € =) 10.000 €. 
 
Die Bildung eines Ausgleichspostens nach § 4g EStG scheidet nach § 4g Abs. 1 
Satz 1 i. V. m. § 36 Abs. 5 Satz 1 EStG aus, da die Schweiz weder EU- noch EWR-
Staat ist. 
Korrespondierend zur Entnahme ist eine Einlage in die schweizerische 
Zweigniederlassung/Betriebsstätte anzunehmen, wobei die Einlage mit dem 
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Entnahmewert zu bewerten ist (§ 6 Abs. 1 Nr. 5 Satz 3 EStG). Der Einlagewert 
beträgt demnach 30.000 €. 
 
Bei der Ermittlung des Betriebsstättengewinns sind für die Planierraupe nach § 7 
Abs. 1 EStG Abschreibungen zu berücksichtigen. 
AfA-Bemessungsgrundlage ist der Einlagewert (§ 6 Abs. 1 Nr. 5 Satz 3 EStG). 
Die betriebliche (Rest)Nutzungsdauer beträgt laut Sachverhalt 5 Jahre. 
Im Jahr der Einlage können Absetzungen nach § 7 Abs. 1 Satz 4 EStG nur 
zeitanteilig berücksichtigt werden. 
Wir gehen hier aber von der linearen AfA aus. Somit ergibt sich eine AfA von: 
30.000 x 1/5 x 4/12 = 2.000 € 
 

Hinweis: 

Wäre die Klausur im Jahr 2026 über den VZ 2025 zu schreiben gewesen, so hätten 
ggf. die Änderungen des § 7 EStG durch das Gesetz für ein steuerliches 
Investitionssofortprogramm zur Stärkung des Wirtschaftsstandorts Deutschland, 
welches am 18. Juli 2025 verkündet wurde, angesprochen werden müssen. Nach 
§ 7 Abs. 2 EStG kann bei beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, die 
nach dem 30. Juni 2025 und vor dem 1. Januar 2028 angeschafft oder hergestellt 
worden sind, der Steuerpflichtige statt der Absetzung für Abnutzung in gleichen 
Jahresbeträgen die Absetzung für Abnutzung in fallenden Jahresbeträgen 
bemessen. Die Absetzung für Abnutzung in fallenden Jahresbeträgen kann nach 
einem unveränderlichen Prozentsatz vom jeweiligen Buchwert (Restwert) 
vorgenommen werden; der dabei anzuwendende Prozentsatz darf höchstens das 
Dreifache des bei der Absetzung für Abnutzung in gleichen Jahresbeträgen in 
Betracht kommenden Prozentsatzes betragen und 30 Prozent nicht übersteigen. 
Diese Regelung wäre – soweit die Klausur im Jahr 2026 über den VZ 2025 zu 
schreiben wäre – wohl anzusprechen.  

 

 

Bergung Planierraupe 
 
Die Nutzung des der inländischen Hauptniederlassung zugeordneten 
Abschleppfahrzeugs durch die ausländische Betriebsstätte führt nach R 4.3 Abs. 2 
Satz 3 EStR ebenfalls zu einer als Entnahme zu wertenden Entstrickung. 
 
Die einer Entnahme gleichgestellte Entstrickung ist nach R 6.12 Abs. 2 Satz 1 EStR 
mit dem gemeinen Wert (§ 9 BewG) anzusetzen. Der gemeine Wert entspricht dabei 
nach R 6.12 Abs. 2 Satz 2 EStR regelmäßig dem Fremdvergleichspreis (8.000 €). 
 
Korrespondierend zur Entnahme ist der Gewinn der schweizerischen 
Zweigniederlassung (Vermietungstätigkeit) in Höhe des Entstrickungsbetrages 
(8.000 €) zu mindern. 
 
Somit ergibt sich bezüglich der Deutschen Hauptniederlassung eine 
Gewinnerhöhung um 8.000 €.  
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Hinweis:  
U. E. hätte diese Gewinnerhöhung auch durch Anwendung der Regelungen des 
AStG begründet werden können. Nach § 1 Abs. 5 AStG sind die Grundsätze der 
Absätze 1, 3 und 4 des § 1 AStG entsprechend anzuwenden, wenn für eine 
Geschäftsbeziehung im Sinne des Absatzes 4 Satz 1 Nummer 2 die Bedingungen, 
insbesondere die Verrechnungspreise, die der Aufteilung der Einkünfte zwischen 
einem inländischen Unternehmen und seiner ausländischen Betriebsstätte oder der 
Ermittlung der Einkünfte der inländischen Betriebsstätte eines ausländischen 
Unternehmens steuerlich zugrunde gelegt werden, nicht dem 
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Fremdvergleichsgrundsatz entsprechen und dadurch die inländischen Einkünfte 
eines beschränkt Steuerpflichtigen gemindert oder die ausländischen Einkünfte 
eines unbeschränkt Steuerpflichtigen erhöht werden. 
Zur Anwendung des Fremdvergleichsgrundsatzes ist eine Betriebsstätte wie ein 
eigenständiges und unabhängiges Unternehmen zu behandeln.  
Somit hätte die Korrektur der inländischen Einkünfte um + 8.000 € auch über die 
Regelungen des AStG begründet werden können. 
Zum Tatbestand einer Entstrickung (hier zum sehr umstrittenen Fall einer sog. 
“passive Entstrickung”) ist auf die zwei am 09.04.2026 auf der Homepage des BFH 
veröffentlichte Entscheidungen hinzuweisen. 
Im Rahmen der Urteilsbegründungen der Entscheidung I R 41/22 und I R 6/23 
erläutert der erste Senat eingängig die Entstrickungsregelungen des § 4 Abs. 1 
Satz 3 und 4 EStG und des § 12 KStG. 
 

Zusammenfassung – Ermittlung des Gewinns 
 
Vorläufiger Gewinn laut Sachverhalt: 100.000 €  
+ Vermietungstätigkeit der Betriebstätte in der Schweiz 35.000 € 

- AfA 2.000 € 
- Entgelt für Nutzung des Abschleppfahrzeugs 8.000 € 

+ Überführung der Planierraupe 10.000 € 
+ Nutzungsüberlassung Abschleppfahrzeug 8.000 € 
 --------------------- 
Summe:  143.000 €  
 
15.000 € bzgl. der Reparatur von Pistenraupen sind wie oben dargelegt im Rahmen 
des sog. Progressionsvorbehalts zu berücksichtigen.  
 
Der in der Schweiz nach deutschem Steuerrecht ermittelte Gewinn beträgt 40.000 € 
(Gewinn aus der aktiven Tätigkeit i. H. v. 15.000 € + Gewinn aus der 
Vermietungstätigkeit i. H. v. 25.000 €). 
 
Die nach Art. 24 Abs. 1 Nr. 2 DBA-CH i.V.m. § 34c Abs. 6 S. 2 i. V. m. § 34c Abs. 1 
EStG anrechenbare Steuer beträgt: 
 
25.000 € : 40.000 € x 10.000 € = 6.250 €. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2 

Einkünfte aus nichtselbstständiger Tätigkeit 
 
G. erzielt als Geschäftsführer der F-GmbH Einkünfte aus nichtselbstständiger 
Tätigkeit nach § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG. Einkünfte sind nach § 2 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 EStG der Überschuss der Einnahmen (§ 8 EStG) über die Werbungskosten 
(§ 9 EStG). 
Als Einnahmen sind die monatlichen Bruttogehälter i. H. v. 10.000 € im gesamten VZ 
12mal zu erfassen = 120.000 €. 
 
Die Werbungskosten belaufen sich laut Sachverhalt auf 6.000 €.  
Die Einkünfte im gesamten VZ betragen folglich: 114.000 €  
 
Nun ist aber zu prüfen, ob das DBA-CH das deutsche Besteuerungsrecht bzgl. dieser 
Einkünfte einschränkt oder ausschließt. Wie oben dargelegt ist das DBA-CH 
persönlich und sachlich anwendbar und Deutschland ist als DBA-Ansässigkeitsstaat 
anzusehen. Grundsätzlich wäre nun die Regelung des Art. 15 DBA-CH zur 
Anwendung zu bringen. Der vorliegende Fall bietet jedoch eine Besonderheit:  
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Nach Art. 15a DBA-CH können ungeachtet des Artikels 15 Gehälter, Löhne und 
ähnliche Vergütungen, die ein Grenzgänger aus unselbstständiger Arbeit bezieht, in 
dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem dieser ansässig ist. 
Nach Art. 15a Abs. 2 DBA-CH ist Grenzgänger jede in einem Vertragsstaat 
ansässige Person, die in dem anderen Vertragsstaat ihren Arbeitsort hat und von 
dort regelmäßig an ihren Wohnsitz zurückkehrt. Kehrt diese Person nicht jeweils 
nach Arbeitsende an ihren Wohnsitz zurück, entfällt die Grenzgängereigenschaft nur 
dann, wenn die Person bei einer Beschäftigung während des gesamten 
Kalenderjahres an mehr als 60 Arbeitstagen aufgrund ihrer Arbeitsübung nicht an 
ihren Wohnsitz zurückkehrt. 
G. ist sog. Grenzgänger i. S. d. Art. 15a Abs. 2 DBA-CH, da G. laut Sachverhalt 
regelmäßig zu seinem Wohnsitz nach Deutschland zurückkehrt. Die 
Grenzgängereigenschaft entfällt auch nicht dadurch, dass G. laut Sachverhalt an 20 
Tagen am Arbeitsort in Zürich übernachtet, da eine Übernachtung außerhalb des 
Wohnsitzes an max. 60 Arbeitstagen unschädlich ist. 
 
Die Übernachtungen in Montreux an den arbeitsfreien Tagen sind bei der 
Berechnung der 60 Tages-Grenze unschädlich, da ausschließlich Übernachtungen 
nach Arbeitsende mit einzubeziehen sind (vgl. dazu Art. 15a Abs. 2 Satz 2 DBA-CH). 
 
Das Besteuerungsrecht steht demnach ungeachtet der Überschreitung der sog. 183-
Tage-Regelung gemäß Art. 15 Abs. 2 Buchstabe a DBA-CH dem Ansässigkeitsstaat 
Deutschland zu.  
 
Art. 15 Abs. 4 DBA-CH findet für Grenzgänger ebenfalls keine Anwendung. 
 
Die in der Schweiz nach Art. 15a Abs. 1 DBA-CH einbehaltene Quellensteuer ist bis 
zur Höhe von 4,5 % auf die deutsche Einkommensteuer nach § 36 EStG 
anzurechnen. 
Die Beschränkungen des § 34c EStG finden insoweit keine Anwendung (Art. 15a 
Abs. 3 Buchstabe a DBA-CH). Die anrechenbare Quellensteuer berechnet sich 
demnach wie folgt: 
12 x 450 € (max. 4,5% von 120.000 €) = 5.400 € 
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Hinweis: 
Da laut Bearbeitungshinweisen im Sachverhalt davon ausgegangen werden kann, 
dass alle Bescheinigungen vorliegen, können Sie davon ausgehen, dass eine sog. 
Ansässigkeitsbescheinigung des deutschen Finanzamts vorliegt. 
So kann eine höhere Schweizer Steuer (also höher als die 4,5 %) vermieden werden.  
 
Als Grenzgänger oder Grenzgängerin muss jährlich eine Einkommensteuererklärung 
abgegeben werden, wobei für den Schweizer Arbeitslohn die Anlage N-Gre zu 
verwenden ist. Damit dürften wohl ganz überwiegend Steuerberaterinnen und 
Steuerberater in Baden-Württemberg oder ggf. auch Bayern konfrontiert werden. So 
ist es schon etwas verwunderlich, einen solchen „Fall“ im Rahmen eines bundesweit 
zu schreibenden Examens einzubringen. 
 

 

Einkünfte aus Kapitalvermögen 
 
Hier könnte zunächst an die Gewinnausschüttung der F-GmbH i. H. v. 100.000 € zu 
denken sein. 
Da es sich bei der F-GmbH jedoch um eine sog. Zwischengesellschaft im Rahmen 
der Regelungen der sog. Hinzurechnungsbesteuerung (vgl. §§ 7 – 14 AStG) handelt, 
muss zunächst der sog. Hinzurechnungsbetrag i. S. d. § 10 AStG (HZB) ermittelt 
werden. 
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Der Hinzurechnungsbetrag führt bei G. nämlich nach § 10 Abs. 2 AStG zu Einkünften 
im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG und gilt in dem Veranlagungszeitraum als 
zugeflossen, in dem das maßgebende Wirtschaftsjahr der ausländischen 
Gesellschaft endet. 
G. hält laut Sachverhalt die Beteiligung an der F-GmbH im Privatvermögen. Somit 
führt der HZB zu (privaten) Einkünften aus Kapitalvermögen nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 
EStG.  
 
Der Gewinn der F-GmbH beläuft sich laut Sachverhalt auf nach deutschen 
Grundsätzen ermittelte 350.000 € und die darauf erhobene Schweizer Steuer auf 
35.000 €. Somit beträgt die Steuerlast 10 % und es liegt eine niedrige Beteuerung 
nach § 8 Abs. 5 AStG vor. 
Bei der F-GmbH handelt es sich um eine mit nach deutschem Recht vergleichbaren 
Kapitalgesellschaft, die weder Sitz noch Geschäftsleitung im Inland hat (§ 7 Abs. 1 
AStG). 
G. ist im entscheidenden Jahr zu mehr als der Hälfte am Nennkapital der 
Gesellschaft beteiligt und kann diese daher beherrschen (§ 7 Abs. 2 AStG).  
 
Die F-GmbH erzielt sog. passive Einkünfte aus der Vermietung und Verpachtung von 
Grundstücken (§ 8 Abs. 1 Nr. 6 Buchstabe b AStG). G. kann nicht nachweisen, dass 
die Einkünfte aus der Vermietung nach einem DBA steuerbefreit wären, wenn er sie 
persönlich bezogen hätte.  
 
Würden die Einkünfte aus der Vermietung der Grundstücke unmittelbar dem G. 
zugerechnet, wären diese nämlich nach dem DBA-CH nicht von der Besteuerung im 
Inland befreit. 
Nach Art. 6 Abs. 1 DBA-CH unterliegen die Einkünfte aus der Vermietung der 
Ferienimmobilien zwar grds. im Belegenheitsstaat (also der Schweiz) der 
Besteuerung. Die Vermeidung der Doppelbesteuerung erfolgt bei 
Vermietungseinkünften jedoch nicht durch die Freistellungs-, sondern durch die 
Anrechnungsmethode (Art. 24 Abs. 1 Nr. 2 DBA-CH). Damit kann der sog. 
Entlastungsnachweis nach § 8 Abs. 1 Nr. 6 Buchstabe b AStG nicht geführt werden. 
 
Am bisher gefundenen Ergebnis vermag auch die Regelung des § 8 Abs. 2 AStG 
nichts zu ändern. Laut Sachverhalt beschäftigt die F-GmbH im Übrigen zwei 
Fachkräfte, die ausschließlich für die Buchhaltung verantwortlich sind. Die 
Vermarktung und Verwaltung der Grundstücke erfolgt dagegen durch diverse von 
der F-GmbH beauftragte selbstständige Makler vor Ort der jeweiligen Ferienobjekte 
(vgl. §  8 Abs. 2 Satz 5 AStG). 
Die Freigrenze des § 9 AStG kommt nicht zur Anwendung, da die F-GmbH 
ausschließlich sog. passive Einkünfte erzielt.  
 
Gemäß § 10 Abs. 1 AStG sind die nach § 7 Abs. 1 steuerpflichtigen Einkünfte – somit 
350.000 € bei dem Steuerpflichtigen als Hinzurechnungsbetrag anzusetzen. Hier ist 
unbedingt zu berücksichtigen, dass die Einkünfte nach § 10 Abs. 2 letzter Satz AStG 
dem progressiven Tarif des § 32a EStG unterliegen und der Abgeltungstarif des 
§ 32d Abs. 1 EStG, der grundsätzlich bei Einkünften aus § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG zur 
Geltung käme, nicht zur Anwendung kommt.  
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Hinweis: 
Da die Anteile im Privatvermögen gehalten werden, kommt das TEV nicht zur 
Anwendung. Aber es wäre auch nicht zur Anwendung gekommen, wenn die Anteile 
im Betriebsvermögen gehalten worden wären. Bitte schauen Sie sich dazu unbedingt 
den letzten Satz des § 10 Abs. 2 AStG an. Ein Antrag nach § 32d Abs. 2 Nr. 3 EStG 
ist auch nicht möglich, da die Tarifvorschrift des § 32d EStG keine Anwendung findet.  
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Da die Gewinne der F-GmbH in der Schweiz schon besteuert wurden, kann diese 
Steuer nach § 12 Abs. 1 AStG i. V. m. dem Verweis des § 12 Abs. 3 AStG nach § 34c 
Abs. 1 EStG auf die deutsche Steuer angerechnet werden.  
 

 
1 

Gewinnausschüttungen: 
 
Mit der offenen Gewinnausschüttung der F-GmbH erzielt G. Einkünfte aus 
Kapitalvermögen nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 S. 1 EStG. 
Anzusetzen ist die Bruttoausschüttung i. H. v. 100.000 €. Die einbehaltene 
Quellensteuer darf den Ertrag nicht mindern (§ 12 Nr. 3 EStG).  
Die ausgeschütteten Gewinne unterlagen jedoch schon der 
Hinzurechnungsbesteuerung, dies ist im Rahmen des § 11 AStG zu berücksichtigen.  
 
Da die Erträge der F-GmbH der Hinzurechnungsbesteuerung unterliegen, ist nach 
§ 11 Abs. 1 AStG zur Vermeidung einer Doppelbesteuerung im Falle von 
Gewinnausschüttungen (offenen wie verdeckten) von den nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 
EStG steuerpflichtigen Bezügen ein Kürzungsbetrag abzuziehen. 
 
Der Kürzungsbetrag entspricht nach § 11 Abs. 2 AStG den steuerpflichtigen Bezügen 
i. S. d. § 11 Abs. 1 AStG.  
Der Kürzungsbetrag ist jedoch nach § 11 Abs. 2 Satz 2 AStG auf den Betrag 
begrenzt, der nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG steuerpflichtig wäre, wenn der im 
laufenden Veranlagungszeitraum zu besteuernde Hinzurechnungsbetrag 
vollumfänglich ausgeschüttet würde. Somit muss vor der Berechnung des 
Kürzungsbetrags noch auf die im Sachverhalt vorkommende verdeckte 
Gewinnausschüttung eingegangen werden.  
 

 
 
1 
 
 
 
 
2 
 
 

Mit der unentgeltlichen Überlassung der Ferienwohnung in Montreux liegt nämlich 
eine verdeckte Gewinnausschüttung (vGA) der F-GmbH an deren Gesellschafter G. 
vor, weil bei der F-GmbH eine verhinderte Vermögensmehrung in Gestalt 
marktüblicher Vermietungsentgelte eintritt. 
 
Da dem G. für die Geschäftsführertätigkeit bereits ein angemessenes Gehalt gezahlt 
wird, kann es sich bei der unentgeltlichen Überlassung nicht um einen zusätzlichen 
angemessenen geldwerten Vorteil bei den Einkünften aus nichtselbstständiger 
Tätigkeit handeln (§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG). Für das Vorliegen einer verdeckten 
Gewinnausschüttung spricht zudem die fehlende klare und im Vorhinein 
abgeschlossene Vereinbarung für die unentgeltliche Nutzungsüberlassung (R 8.5 
Abs. 2 KStR).  
Die Nutzung der Wohnung erfolgt im privaten Interesse des G., ein ordentlicher und 
gewissenhafter Geschäftsführer wäre nur bereit, die laufenden Aufwendungen zu 
tragen, wenn diese der Gesellschaft zuzüglich eines Gewinnaufschlags erstattet 
werden. 
Die weiteren Voraussetzungen einer vGA (R 8.5 KStR) sind ebenfalls erfüllt. Die vGA 
führt bei G. zu weiteren Einkünften aus Kapitalvermögen nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 
Satz 2 EStG. 
Für die Bemessung der vGA ist bei Nutzungsüberlassungen von der erzielbaren 
Vergütung auszugehen (H 8.6 „Nutzungsüberlassungen"). Da die Ferienwohnung für 
das gesamte Jahr dem G. zur Nutzung zur Verfügung steht, bemisst sich die 
anzusetzende Miete regelmäßig nach den Grundsätzen der Kostenmiete zuzüglich 
eines angemessenen Gewinnzuschlags. 
Die ortsübliche Miete ist dagegen nicht anzusetzen, da hiermit keine Kostendeckung 
erreicht wird.  
 
Die Höhe der vGA berechnet sich demnach wie folgt: 
 

2 
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laufende Kosten der F-GmbH i. Z. m. der Ferienwohnung 50.000 € 
angemessener Gewinnzuschlag (10 % von 50.000 €) 5.000 € 
 --------------------- 
Summe 55.000 € 
 
Nun könnten Einschränkungen des Besteuerungsrechts durch die Regelungen des 
DBA-CH überlegt werden:  
 
Das Besteuerungsrecht an der offenen und der verdeckten Gewinnausschüttung 
steht nach Art. 10 Abs. 1 DBA-CH jedoch zunächst Deutschland als 
Ansässigkeitsstaat zu. 
 
Nach Art. 10 Abs. 2 DBA-CH steht der Schweiz aber auch ein Quellensteuerrecht 
i. H. v. 15 % zu (Art. 10 Abs. 2 Buchstabe c DBA-CH). 
Die in der Schweiz tatsächlich erhobene Quellensteuer ist nach Art. 24 Abs. 1 Nr. 2 
DBA-CH auf die deutsche Einkommensteuer anzurechnen, wobei die Anrechnung 
auf max. 15 % begrenzt ist. Es können also nicht etwa 35 %, die laut Sachverhalt 
von der Schweiz einbehalten wurden, angerechnet werden. Nach Art. 24 Abs. 1 Nr. 3 
DBA-CH können nur die in Übereinstimmung mit dem Abkommen einbehaltenen 
Steuern angerechnet werden.  
 
Die anrechenbare Quellensteuer beträgt demnach (15 % von 100.000 €) 15.000 €. 
 
Hier ist zu berücksichtigen, dass die unentgeltliche Nutzungsüberlassung durch die 
schweizerischen Steuerbehörden – soweit ersichtlich – auf Ebene der F-GmbH nicht 
beanstandet wurde. Somit muss davon ausgegangen werden, dass auf die vGA 
keine Quellensteuern einbehalten wurden. Eine Anrechnung scheidet daher aus. 
 
Nach § 20 Abs. 9 EStG kann jedoch der sog. Sparer-Pauschbetrag i. H. v. 1.000 € 
Berücksichtigung finden.  
 

 
 
 
1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2 

Wie oben schon angesprochen kann nun die Regelung des § 11 AStG – auch der 
Höhe nach – geprüft werden.  
Da die Erträge der F-GmbH – wie dargelegt – der Hinzurechnungsbesteuerung 
unterliegen, ist nach § 11 Abs. 1 AStG zur Vermeidung einer Doppelbesteuerung im 
Falle von Gewinnausschüttungen (offenen wie verdeckten) von den nach § 20 Abs. 1 
Nr. 1 EStG steuerpflichtigen Bezügen ein Kürzungsbetrag abzuziehen. 
Der Kürzungsbetrag entspricht nach § 11 Abs. 2 AStG den steuerpflichtigen Bezügen 
i. S. d. § 11 Abs. 1 AStG. Der Kürzungsbetrag ist jedoch nach § 11 Abs. 2 Satz 2 
AStG auf den Betrag begrenzt, der nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG steuerpflichtig wäre, 
wenn der im laufenden Veranlagungszeitraum zu besteuernde 
Hinzurechnungsbetrag vollumfänglich ausgeschüttet würde.  
 
Der Kürzungsbetrag nach § 11 Abs. 2 Satz 1 AStG ermittelt sich demnach wie folgt: 
offene Gewinnausschüttung. 100.000 € 
vGA 55.000 € 
 --------------------- 
Summe 155.000 € 
 
Der Maximalbetrag nach § 11 Abs. 2 Satz 2 AStG (fiktiv ausgeschütteter 
Hinzurechnungsbetrag) beträgt: 350.000 €. 
 
Somit belaufen sich die Einkünfte aus Kapitalvermögen auf:  
HZB 350.000 € 
Offene Gewinnausschüttung 100.000 € 
vGA 55.000 € 

 
 
 
 
 
 
3 
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abzüglich Kürzungsbetrag nach § 11 AstG 155.000 € 
abzüglich Sparer-Pausch-Betrag 1.000 € 
 --------------------- 
Summe 349.000 €  
 
 
 

Sachverhalt 2 (erreichbare Punkte 20 von 100):   

 
Ermittlung der Summe der steuerpflichtigen Einkünfte der F.: 
 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb: 
 
F. erzielt aus der Beteiligung an der G-KG Einkünfte aus Gewerbebetrieb nach § 15 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG. 
Die G-KG erfüllt mit ihrer Tätigkeit, die im Verkauf von (hochwertigen) Grillgeräten 
und in der Durchführung von Verkaufsveranstaltungen besteht, unproblematisch alle 
Merkmale eines Gewerbebetriebs i. S. d. § 15 Abs. 2 EStG. 
F. ist Mitunternehmerin i. S. d. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG anzusehen. 
Zum einen, da sie auf das betriebliche Geschehen der G-KG unmittelbar Einfluss 
nehmen kann. Somit entfaltet sie Mitunternehmerinitiative. 
Zum anderen trägt sie auch das sog. Mitunternehmerrisiko, da sie sowohl am 
Gewinn als auch am Verlust sowie den stillen Reserven der G-KG beteiligt ist.  
Vor dem Hintergrund des Mitunternehmerrisikos ist es unerheblich, dass die 
Verlusttragung gesellschaftsrechtlich auf die Kommanditeinlage der F. beschränkt 
ist.  
 
Die aus der Beteiligung an der G-KG erzielten Einkünfte sind somit der Gewinn vgl. 
§ 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EStG. 
 
F. stehen aus dem Gesamthandsbereich zuzurechnende Gewinn- und Verlustanteile 
zu, die sich wie folgt berechnen:  
 
Zwischenbilanz zum 30. November (20 % von 200.000 €) = 40.000 € 
Bilanz zum 31. Dezember (40 % von negativen 50.000 ) = - 20.000 € 
 
Somit laufender Gewinnanteil des Gesamthandsbereichs: 20.000 €  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2 

Die Übertragung eines 20 %-Mitunternehmeranteils von L. auf F. bleibt für die 
Gewinnermittlung der G-KG zunächst ohne Auswirkungen. Aus diesem Grund bleibt 
die Gesamthandsbilanz zum 1. Dezember bis auf die Verteilung des 
Jahresüberschusses und der Umbuchung des Kapitals der L. auf das Kapital der F. 
unverändert. 
 
Die im Rahmen der entgeltlichen Anschaffung über die Buchwerte hinaus geleisteten 
Zahlungen (anders ausgedrückt die stillen Reserven) sind in einer positiven 
Ergänzungsbilanz der F. auszuweisen und als Anschaffungskosten der anteilig 
angeschafften Wirtschaftsgüter anzusetzen.  
Der vereinbarte Kaufpreis i. H. v. 50.000 € ist als Gegenleistung zu berücksichtigen. 
 
Sofern die steuerliche Gesamthandsbilanz zum 1. Dezember darzustellen wäre, 
würde diese wie folgt aussehen:  
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Anlagevermögen 0 € Kapitalkonto I der B. 60.000 € 

Umlaufvermögen 50.000 € Kapitalkonto II der B. 48.000 € 

Bank 270.000 € Kapitalkonto I der F. 40.000 € 

 Kapitalkonto II der F. 112.000 € 

 Verbindlichkeiten 60.000 €  

  

Summe:  320.000 € Summe  320.000 €  
 

  
Die in der Ergänzungsbilanz auszuweisenden Anschaffungskosten für den  
20%-igen Geschäftsanteil berechnen sich demnach:  
 
Von dem vereinbarten Kaufpreis i. H. v. 50.000 € ist die Summe der folgenden 
Beträge abzuziehen: 
Kapitalkonto I (20.000 €) und  
Kapitalkonto II (negative 24.000 €) und  
der anteilige Jahresüberschuss von 40.000 €. 
Somit 20.000 € - 24.000 € + 40.000 € = 36.000 €.  
Folglich ergeben sich 14.000 € (50.000 € - 36.000 €) als in der Ergänzungsbilanz 
auszuweisende Anschaffungskosten für den hinzuerworbenen 20%-igen 
Mitunternehmeranteil.  
 
Da in dem von F. anteilig übernommenen Anlage- und Umlaufvermögen der G-KG 
keine stillen Reserven vorhanden sind, sind die Anschaffungskosten in vollem 
Umfang einem bisher nicht bilanzierten Firmenwert zuzurechnen. 
 
In ihrer Ergänzungsbilanz hat F. mithin einen Firmenwert i. H. v. 14.000 € zu 
aktivieren. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2 

Neben dem anteiligen Gewinn aus der Gesamthandsbilanz sind F. auch die Gewinn- 
und Verlustanteile aus der Ergänzungsbilanz zuzurechnen. 
 
Der im Zuge der Anschaffung des 20%-igen-Mitunternehmeranteils in der 
Ergänzungsbilanz aktivierte Firmenwert ist nach § 5 Abs. 6 i. V. m. § 6 Abs. 1 Nr. 1, 
§ 7 Abs. 1 Satz 1 und 3 EStG über die gesetzlich vorgesehene betriebsgewöhnliche 
Nutzungsdauer von 15 Jahren abzuschreiben, wobei für das entscheidende Jahr (im 
Originalsachverhalt 2022) nach § 7 Abs. 1 Satz 4 EStG nur anteilig – also zu 1/12 
des Jahresbetrags abgeschrieben werden dürfen: 
Der Abschreibungsbetrag ermittelt sich somit: 
1/15 von 14.000 € und davon 1/12 = 77 € 
 
Somit ergibt sich hieraus ein laufender Verlust i. H. v. 77 € 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2 

Neben dem oben erläuterten Gesamthandsbereich ist nun auf den Bereich des 
Sonderbetriebsvermögens einzugehen:  
 
Laut Sachverhalt ist F. im Wesentlichen für die Durchführung der 
Verkaufsveranstaltungen eigenverantwortlich zuständig.  
Die von F. monatlich von der G-KG für die Durchführung der 
Verkaufsveranstaltungen vereinnahmten Vergütungen führen somit zu 
Sonderbetriebseinnahmen (§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1 Halbsatz 2 EStG). 
 
Die Sonderbetriebseinnahmen bzgl. des gesamten Jahres betragen (12 x 4.000 € =) 
48.000 €. Die Überweisung auf das Privatkonto der F. ändern daran natürlich nichts.  
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Die von F. an die G-GK überlassenen Grillgeräte stellen bei F. notwendiges 
Sonderbetriebsvermögen I (SBV I) dar, da sie unmittelbar der Durchführung der von 
der G-KG durchgeführten Verkaufsveranstaltungen und damit dem Betrieb der  
G-KG dienen (R 4.2 Abs. 2 Satz 2 EStR). 
Die von F für die Anschaffung der Grillgeräte getragenen Anschaffungskosten führen 
im Rahmen der AfA zu steuerlich abzugsfähigen Sonderbetriebsausgaben. 
Als Bemessungsgrundlage der AfA sind die Anschaffungskosten i. H. v. 20.000 € 
anzusehen.  
 
Für den AfA-Satz kommt es darauf an, wann – also in welchem Monat des Jahres 
2025 – F. die Geräte angeschafft hat. Hier könnten dann die Regelungen des § 7 
Abs. 2 EStG anzuwenden sein, wenn F. die Geräte nach dem 30. Juni 2025 
angeschafft hat. 
 

 
 
 
 
 
2 

Hinweis:  
Die Originalklausur wurde im Jahr 2023 über den VZ 2022 geschrieben und die 
Geräte wurden im April 2021 angeschafft. Übertragen bedeutet dies: Würde die 
Klausur im Jahr 2026 über den VZ 2025 geschrieben werden, dann wären die Geräte 
im April 2024 angeschafft worden. 
 

 

Soweit wir nun hier unterstellen, dass die Anschaffung im April 2024 erfolgt ist, 
kommt lediglich die lineare AfA nach § 7 Abs. 1 EStG in Betracht. 
Bei einer im Sachverhalt angegebenen Restnutzungsdauer von 8 Jahren und der 
ganzjährigen Nutzung (beachte § 7 Abs. 1 S. 3 EStG) ergibt sich folgende AfA:  
 
20.000 € * 1/8  = 2.500 € 
 
Das Ergebnis für den Sonderbereich beträgt damit:  
 
48.000 € - 2.500 € = 45.500 € 
 

1 

F. ist Kommanditistin und somit sind bei ihr die Verlustausgleichsbeschränkungen 
des § 15a EStG zu beachten.  
 
Der der F. zum 31. Dezember zugewiesene Verlustanteil darf nach § 15a Abs. 1 
Satz 1 EStG nicht mit anderen Einkünften verrechnet werden, soweit ein negatives 
Kapitalkonto entsteht oder sich erhöht. 
 
Der nach § 15a Abs. 4 EStG zum 31.12. des Vorjahres festgestellte verrechenbare 
Verlustanteil mindert nach § 15a Abs. 2 EStG den laufenden Gewinn, der F. im 
nächsten Jahr zuzurechnen ist. 
 
Aufgrund der getätigten Entnahme (Wir erinnern uns: F. hat sich einen 
Kindheitstraum erfüllt und zu diesem Zweck hat sie aus dem Gesamthandsvermögen 
der G-KG einen Betrag i. H. v. 220.000 € zu Lasten ihres Kapitalkontos Il 
entnommen.) ist jedoch die Hinzurechnung eines fiktiven Gewinns nach § 15a Abs. 3 
EStG zu prüfen. 
 
Im Rahmen der Kapitalkontenentwicklung ist nun die Übertragung des Grundstücks 
zu beachten.  
 
Nach Auffassung des BFH (vgl. BFH-Urteile vom 29. Juli 2015 – IV R 15/14 – (BStBl 
2016 II S. 593) und vom 4. Februar 2016 – IV R 46/12 –(BStBl 2016 II S. 607) sind 
Einbringungen in Personengesellschaften gegen Buchung auf einem 
Gesellschafterkonto nur dann entgeltliche Vorgänge und führen nur dann zur 
Gewährung von Gesellschaftsrechten, wenn ein Kapitalkonto angesprochen wird, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
2 



Lösungsvorschlag zur Steuerberaterprüfung 2023 (Rechtsstand 2026) Beispielklausur 
Bundessteuerberaterkammer KdöR  Seite 12 von 26 

 

 

nach dem sich die maßgebenden Gesellschaftsrechte, insbesondere das 
Gewinnbezugsrecht, richten (das ist in der Regel das Kapitalkonto I). Danach führt 
jedenfalls die ausschließliche Buchung auf dem Kapitalkonto II nicht zu einem 
entgeltlichen Vorgang und damit nicht zur Gewährung von Gesellschaftsrechten, 
sondern ist als Einlage zu behandeln. 
 
Die Übertragung des Grundstücks ist nicht als Veräußerung, sondern als Einlage zu 
behandeln, denn die Übertragung erfolgte ohne Gegenleistung und F. wurden (laut 
Sachverhalt) keine zusätzlichen Gesellschaftsrechte vermittelt.  
Die Einlage des Grundstücks ist nach § 6 Abs. 1 Nr. 5 EStG mit dem Teilwert zu 
bewerten. Der Einlagewert beträgt mithin 80.000 €.  
 

Im sog. Zwei-Konten-Modell werden Gewinnanteile, Entnahmen, Einlagen und 
Verlustanteile auf dem Kapitalkonto II erfasst.  
Die gesellschaftsvertraglich vorgesehene Verlustverbuchung hat zur Folge, dass 
dieses Konto bei Anwendung des § 15a EStG stets als Kapitalkonto zu behandeln 
ist. 
Etwaige Verluste im Bereich des Sonderbetriebsvermögens sind voll abzugsfähig 
(vgl. R 15a Abs. 2 Satz 1 EStR). 
Gewinne und Verluste aus dem Sonderbereich sind daher bei der 
Kapitalkontenentwicklung nicht zu berücksichtigen. 
Im Gegensatz dazu ist die Ergänzungsbilanz aber für die Anwendung des § 15a 
EStG vollständig zu berücksichtigen. 
Das für die Anwendung des § 15a EStG maßgebliche Kapitalkonto entwickelt sich 
somit wie folgt: 
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 Kapitalkonto verrechenbar ausgleichsfähig 
Haftsumme  20.000 €   
Verlustanteil 
Vorjahr (20% von 
120.000 €) 

-  24.000 €   

Stand 
31.12.Vorjahr  

-  4.000 € -  4.000 € -  20.000 € 

Einlage aktuelles 
Jahr  

 80.000 €   

Übernahme 
Kapitalkonto I von 
L. 

 20.000 €   

Übernahme 
Kapitalkonto II von 
L.  

 16.000 €   

Zugang 
Ergänzungskapital 

 14.000 €   

Entnahme  - 220.000 €   
Gewinnanteil wie 
oben ermittelt 

 20.000 €   

Verlust 
Ergänzungsbilanz 
wie oben ermittelt 

- 77 €   

Stand zum 
gefragten Jahr  

- 74.077 €    
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1 
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Da sich das negative Kapitalkonto der F. zum 31. Dezember von negativen 4.000 € 
bedingt durch den Entnahmenüberhang (Entnahme 220.000 €, Einlagen 80.000 € + 
20.000 € + 16.000 € + 14.000 €; Gewinn 20.000 - 77 €) um 70.077 € auf negative 
74.077 € erhöht, ist F. der Betrag der Einlagenminderung nach § 15a Abs. 3 EStG 
als Gewinn hinzuzurechnen, allerdings nur soweit keine nach § 15a Abs. 1 Satz 2 
EStG zu berücksichtigende Außenhaftung entsteht oder sich erhöht. 
 

 
 
 
1 

In Höhe der im Handelsregister eingetragenen Haftsumme von 40.000 € lebt die 
Außenhaftung gegenüber den Gläubigern der G-KG nach § 172 Abs. 4 Satz 2 HGB 
wieder auf. 
Eine fiktive Gewinnhinzurechnung ist daher insoweit ausgeschlossen. 
In Höhe der Differenz des Entnahmenüberhangs (70.077 €) und der eingetragenen 
Haftsumme (40.000 €) erfolgt die Zuweisung eines fiktiven Hinzurechnungsgewinns 
i. H. v. 30.077 €. 
Der Hinzurechnungsgewinn wird der Höhe nach durch die Regelung des § 15a 
Abs. 3 Satz 2 EStG auf den im Jahr der Einlagenminderung und den 10 
vorangegangenen Jahren berücksichtigten ausgleichsfähigen Verlust begrenzt. 
 
Die Summe der ausgleichsfähigen Verluste beläuft sich auf 20.000 €. Die hierüber 
hinausgehende Einlagenminderung bleibt daher von der Hinzurechnungs-
gewinnbesteuerung verschont. 
 
Der Hinzurechnungsgewinn nach § 15a Abs. 3 EStG beträgt folglich 20.000 €. 
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Der Hinzurechnungsgewinn mindert nach § 15a Abs. 3 Satz 4 EStG den F. im 
entscheidenden Jahr oder in späteren Wirtschaftsjahren zuzurechnenden Gewinn 
aus der Beteiligung an der G-KG. 
 
Nach § 15a Abs. 4 EStG ist der nach § 15a Abs. 1 EStG nicht ausgleichs- oder 
abzugsfähige Verlust eines Kommanditisten, vermindert um die nach § 15a Abs. 2 
EStG abzuziehenden und vermehrt um die nach § 15a Abs. 3 EStG 
hinzuzurechnenden Beträge (verrechenbarer Verlust), jährlich gesondert 
festzustellen. Dabei ist von dem verrechenbaren Verlust des vorangegangenen 
Wirtschaftsjahres auszugehen 
 

 
 
 
 
 
1 

Mit dem Verkauf des Grundstücks durch die G-KG erzielt F. Einkünfte aus privaten 
Veräußerungsgeschäften i. S. d. § 22 Nr. 2 i. V. m. § 23 Abs. 1 Satz 5 Nr. 1 EStG, 
da die Veräußerung des Grundstücks aus dem Betriebsvermögen innerhalb von 10 
Jahren seit der Anschaffung (im Privatvermögen) erfolgt ist. 
 

 
 
1 

Hinweis:  
Die Regelung des § 23 EStG wird häufig übersehen, wenn ein Grundstück aus dem 
Betriebsvermögen veräußert wird. Dies ist nicht verwunderlich, da § 23 schließlich 
private Veräußerungen erfasst. 
Nun kommt aber die Regelung des § 23 Abs. 1 S. 5 Nr. 1 EStG ins Spiel. Wenn ein 
Grundstück im Privatvermögen angeschafft wurde und eine Einlage ins 
Betriebsvermögen erfolgt ist, dann muss zwingend § 23 EStG beachtet werden. Die 
Veräußerung aus dem Betriebsvermögen löst nämlich bis zum Ablauf der 10-
Jahresfrist die Regelung des § 23 EStG aus, wenn zwischen Anschaffung im 
Privatvermögen und Veräußerung aus dem Betriebsvermögen der 10-Jahres-
zeitraum nicht überschritten ist. 
 

 

Ein Ausschluss der Besteuerung – Nutzung zu eigenen Wohnzwecken – nach § 23 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG kommt vorliegend nicht in Betracht, da bei einem 
unbebauten Grundstück eine Nutzung zu privaten Wohnzwecken ausscheidet. 
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Der Veräußerungsgewinn berechnet sich nach § 23 Abs. 3 EStG wie folgt: 
Veräußerungserlös 80.000 €  
- Einlagewert (vgl. § 23 Abs. 3 S. 2 ESG) 50.000 € 
= Einkünfte aus § 23 EStG: 30.000 € 
 
Die Einkünfte liegen über der Freigrenze nach § 23 Abs. 3 Satz 5 EStG von 1.000 € 
und sind nach § 23 Abs. 3 S. 6 EStG für das Kalenderjahr, in dem der Preis für die 
Veräußerung aus dem Betriebsvermögen zugeflossen ist, zu erfassen.  
 

 
1 

Ermittlung der Summe der Einkünfte:  
Einkünfte aus Gewerbebetrieb: 65.500 € 
Sonstige Einkünfte: 30.000 € 
Summe = 95.500 € 
 
 
 
 
 
 

 

Teil II: Gewerbesteuer  
(25 von 100 erreichbaren Punkten) 
 

 

Der von P. betriebene Großhandel mit Baustoffen unterliegt gem. § 2 Abs. 1 GewStG 
der sachlichen Gewerbesteuerpflicht, da es sich unproblematisch um einen 
Gewerbebetrieb i. S. d. § 15 Abs. 2 EStG handelt. 
 
Die sachliche Gewerbesteuerpflicht beginnt am 1. April mit dem Beginn des Verkaufs 
der Baustoffe (Aufnahme der werbenden Tätigkeit – sog. Rollladentheorie).  
Die im März durchgeführten Vorbereitungsmaßnahmen begründen die sachliche 
Gewerbesteuerpflicht noch nicht (vgl. R 2.5 Abs. 1 Satz 2 GewStR). 
Dies ist auch zwingend bei den Aufwendungen, die in den Einzelsachverhalten 
vorkommen, zu beachten. Aufwand, der vor Beginn des Gewerbebetriebs anfällt, 
sog. vorweggenommene Betriebsausgaben, können nicht zu Hinzurechnungen nach 
§ 8 GewStG führen.  
 
P. ist gem. § 5 Abs. 1 Satz 1 und 2 GewStG als Unternehmerin des Gewerbebetriebs 
die Steuerschuldnerin und somit persönlich gewerbesteuerpflichtig. 
 

 
 
 
 
1 
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Hinweis:  
Da der Sachverhalt in Einzelsachverhalte aufgeteilt ist, bietet es sich u. E. an, die 
Lösung des Sachverhaltes auch so zu strukturieren und die Einzelsachverhalte in 
der im Sachverhalt vorkommenden Reihenfolge zunächst zu lösen und die 
Ergebnisse am Ende im Rahmen der Ermittlung des Gewerbesteuermessbetrages 
zusammenzufassen.  
 

 

Einzelsachverhalt 1: Angemietetes Geschäftsgrundstück in Bochum 
 
Die Miete für den Monat März ist als vorweggenommene Betriebsausgabe 
gewerbesteuerlich nicht zu berücksichtigen. Es besteht kein Zusammenhang zum 
laufenden – also eröffneten – Gewerbebetrieb (vgl. R 7.1 Abs. 3 Satz 2 GewStR). 
Die Miete mindert den Gewinn als Ausgangsgröße für die Ermittlung des 
Gewerbeertrags i. S. d. § 7 Satz 1 GewStG daher nicht. 
Auswirkungen auf den Gewinn als Ausgangsgröße für den Gewerbeertrag: 
+ 30.000 €. 
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Die Miete für das Geschäftsgrundstück unterliegt der Hinzurechnung gem. § 8 Nr. 1 
Buchst. e GewStG. 
Die enthaltenen Betriebskosten sind nicht in die Hinzurechnung einzubeziehen 
(Gleich lautenden Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder vom 2. Juli 2012 
– BStBI. I S. 654, Rz. 29). 
 
Der Lastenaufzug in der Lagerhalle stellt eine Betriebsvorrichtung und damit ein 
bewegliches Wirtschaftsgut dar (Gleich lautende Erlasse der obersten 
Finanzbehörden der Länder vom 5. Juni 2013 – BStBI IS. 734, Tz. 3.5). 
 

 
 
1 

Hinweis:  
Zum Lastenaufzug bzw. der „Mitvermietung“ eines solchen im Zusammenhang mit 
der sog. erweiterten Kürzung nach § 9 Nr. 1 S. 2 GewStG ist die Entscheidung des 
BFH IV R 31/23 zu beachten: In der Revision schließt sich der IV. Senat des BFH 
der Auffassung des FG im Wesentlichen an und vertritt die Auffassung, die 
Vermietung des Lastenaufzugs stünde der erweiterten Kürzung der Klägerin nicht 
entgegen. 
Zwar sei der Lastenaufzug grundsätzlich eine schädliche Betriebsvorrichtung. 
Hieraus folge aber nicht per se eine Schädlichkeit für die erweiterte 
gewerbesteuerliche Kürzung. Vielmehr könne die Mitvermietung einer 
Betriebsvorrichtung eine unschädliche Nebentätigkeit sein, wenn sie als ein 
zwingend notwendiger Teil einer wirtschaftlich sinnvoll gestalteten 
Grundstücksverwaltung und -nutzung betrachtet wird. 
Dabei stellt der BFH auf einen objektiv-funktionalen Zusammenhang ab. 
Insbesondere sei auf die Eigenart des Gebäudes und auf die Frage abzustellen, ob 
die spezifische Betriebsvorrichtung zur typischen Ausstattung solcher Objekte 
gehöre. 
 

 

Die auf die Überlassung des Lastenaufzugs entfallende Miete ist gem. § 8 Nr. 1 
Buchstabe d Satz 1 GewStG hinzuzurechnen. 
Hier ist jedoch – wie oben bereits angesprochen – zwingend zu beachten, dass 
hinsichtlich der Miete für März eine Hinzurechnung nicht in Betracht kommt, weil es 
sich um eine gewerbesteuerlich nicht berücksichtigungsfähige vorweggenommene 
Betriebsausgabe handelt. Nach dem Einleitungssatz des § 8 GewStG können nur 
Aufwendungen in die Hinzurechnung einbezogen werden, soweit sie bei der 
Ermittlung des Gewinns abgesetzt worden sind.  
 
Miete gem. § 8 Nr. 1 Buchstabe d Satz 1 GewStG: 
9 Monate x 500 € x 1/5 = 900 € 
Miete gem. § 8 Nr. 1 Buchstabe e GewStG: 
9 Monate x 27.500 € x 1/2 = 123.750 € 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1 

Einzelsachverhalt 2: Im Eigentum von P stehendes Grundstück 
 
Das Grundstück der P. wird ab März für die betrieblichen Zwecke des Großhandels 
genutzt und stellt mithin ab diesem Zeitpunkt notwendiges Betriebsvermögen dar. 
Gewerbesteuerlich sind dabei die auf den März entfallenden 
Grundstücksaufwendungen nicht zu berücksichtigen, weil es sich um 
vorweggenommene Betriebsausgaben handelt. 
Die monatlichen Zahlungen vom betrieblichen Bankkonto auf das private Girokonto 
der P. stellen (Geld)Entnahmen dar, die den Gewinn nicht mindern. 
 
Auswirkungen auf den Gewinn als Ausgangsgröße für den Gewerbeertrag: 
10 Monate x 3.500 € = 35.000 €  
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Die Zinsen für das Darlehen der X-Bank sowie die laufenden 
Grundstücksaufwendungen sind abzuziehen, soweit sie auf die Zeit ab April  
entfallen. 
 
Zinsen: 48.000 € × 9/12 = 36.000 € 
 
Laufende Grundstücksaufwendungen: 1.400 € x 9 Monate = 12.600 € 
 
Die Auswirkungen auf den Gewinn als Ausgangsgröße für den Gewerbeertrag 
beträgt somit: minus 48.600 € 
Die Zinsen i. H. v. 36.000 € unterliegen der Hinzurechnung gem. § 8 Nr. 1 
Buchstabe a GewStG. Auf die Berücksichtigung der Höhe nach wird unten noch 
eingegangen.  
 

Die Einlage des Grundstücks am 1. März ist gem. § 6 Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 EStG 
grundsätzlich mit dem Teilwert zu bewerten. Hier sollte zwischen der Einlage des 
Gebäudes und der des Grund und Bodens unterschieden werden.  
 
Einlagewert Gebäude: 1.200.000 € x 60 % = 720.000 € 
Einlagewert Grund und Boden: 1.200.000 € x 40 % = 480.000 € 
 
Bei der Bemessung der AfA für das Gebäude ist § 7 Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 2 i. V. m. 
§ 7 Abs. 1 Satz 5 EStG zu beachten, weil das Grundstück vor der Einlage zur 
Erzielung von Einkünften nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 – 7 EStG hier aus Vermietung und 
Verpachtung genutzt worden ist.  
 
Somit muss zunächst die AfA-Bemessungsgrundlage für das Gebäude im 
Privatvermögen ermittelt werden: 
Kaufpreis: 900.000 € 
Grunderwerbsteuer: 31.500 € 
Notarkosten für die Beurkundung des Eigentumswechsels: 7.600 € 
Grundbuchkosten für die Eintragung des Eigentümerwechsels: 900 € 
Summe somit: 940.000 €  
davon entfallen laut Sachverhalt 80 % auf das Gebäude, somit ergibt sich als  
AfA-BMG: 80 % von 940.000 € = 752.000 € 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2 

Die Notar- und Grundbuchkosten im Zusammenhang mit der Grundschuldbestellung 
sind nicht einzubeziehen, weil es sich um Finanzierungskosten oder 
Geldbeschaffungskosten handelt. Diese waren im Zeitpunkt der Zahlung bzw. des 
Abflusses (§ 11 Abs. 2 S. 1 EStG) als Werbungskosten bei den Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung abzugsfähig. 
P. hat bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung (private Vermietung an 
einen Architekten) in der Zeit vom 1. März 2010 bis zum 28. Februar 2022 die  
2 %-ige AfA nach § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe b EStG geltend gemacht:  
 
2 % von 752.000 € x 12 Jahre = 180.480 € 
 

 
 
 
 
1 

Hinweis:  
Wäre der Sachverhalt im Jahr 2026 über den Erhebungszeitraum 2025 zu schreiben 
gewesen, dann könnte es sein, dass auch eine 3%-ige AfA nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 
Buchst. a EStG zur Anwendung kommen kann. Auch die Regelung des § 7 Abs. 5a 
EStG könnte in die Betrachtung einzubeziehen sein. 
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Der um die bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung abgezogene AfA 
geminderte Einlagewert beträgt somit (720.000 € /. 180.480 €) = 539.520 €. 
Die fortgeführten Anschaffungskosten im Zeitpunkt der Einlage übersteigen diesen 
Wert, da sie bei 571.520 € (752.000 €./. 180.480 €) liegen.  
 
AfA-Bemessungsgrundlage i. S. d. § 7 Abs. 1 Satz 5 EStG sind daher die 
fortgeführten Anschaffungskosten i. H. v. 571.520 €. 
 
Die AfA im Betriebsvermögen ist gem. § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 EStG mit 3 % zu 
bemessen. Gewerbesteuerlich ist die AfA ab April zu berücksichtigen. 
Die AfA für März ist – wie oben bereits dargelegt – als vorweggenommene 
Betriebsausgabe nicht anzusetzen.  
 
Somit: 3 % von 571.520 € x 9/12 = 12.859 € 
 
Die Auswirkungen auf den Gewinn als Ausgangsgröße für den Gewerbeertrag 
beträgt somit negative 12.859 €.  
 

 
 
1 
 
 
 
 
 
 
 
1 

Die Kürzung gem. § 9 Nr. 1 Satz 1 GewStG kommt nicht in Betracht, weil das 
Grundstück am 1. Januar des entscheidenden Jahres (was beim Schreiben der 
Klausur im Jahr 2026 über den EZ 2025 das Jahr 2025 wäre) nicht zum 
Betriebsvermögen des Großhandels gehört hat vgl. dazu § 20 Abs. 1 Satz 2 
GewStDV. 
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Hinweis: 
Bitte beachten Sie im Zusammenhang mit der Regelung des § 9 Nr. 1 S. 1 EStG, 
dass ab dem EZ 2025 die Summe des Gewinns und der Hinzurechnungen um die 
im Erhebungszeitraum als Betriebsausgabe erfasste Grundsteuer für zum 
Betriebsvermögen des Unternehmers gehörenden Grundbesitz zu kürzen ist. 
 

 

Einzelsachverhalt 3: Beteiligung an der B-GmbH 
 
Die Gewinnausschüttung der B-GmbH ist mit dem Bruttobetrag i. H. v. 20.000 € als 
Ertrag zu erfassen. Die Kapitalertragsteuer und der Solidaritätszuschlag sind gem. 
§ 12 Nr. 3 EStG nicht abziehbar. Der zutreffende Buchungssatz lautet: 
Bank 14.725 € an Beteiligungsertrag 20.000 € und Entnahme 5.275 €.  
Die Auswirkungen auf den Gewinn als Ausgangsgröße für den Gewerbeertrag 
beträgt somit 5.275 €.  
 
Die Gewinnausschüttung ist gem. § 3 Nr. 40 Satz 2 i. V. m. § 3 Nr. 40 Satz 1 
Buchstabe d EStG zu 40 % steuerfrei. Somit sind 40 % von 20.000 € = 8.000 € 
steuerfrei und die Auswirkungen auf den Gewinn als Ausgangsgröße für den 
Gewerbeertrag beträgt minus 8.000 €. 
 

 
 
 
 
 
 
 
1 

Die Einlage des Anteils an der B-GmbH am 1. März ist nicht mit dem Teilwert, 
sondern nach § 6 Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Buchst. b EStG mit den Anschaffungskosten 
der Beteiligung i. H. v. 700.000 € zu bewerten. 
P. ist an der B-GmbH nämlich mit 50 % und damit mit 1 % oder mehr und folglich 
i. S. d. § 17 Abs. 1 Satz 1 EStG beteiligt. 
 

 
 
 
1 

Der Verzicht auf die Forderung aus der Lieferung des Bauholzes ist als verdeckte 
Einlage anzusehen. P. hat der B-GmbH als deren Gesellschafterin außerhalb der 
gesellschaftsrechtlichen Einlagen einen einlagefähigen Vermögensvorteil 
zugewandt (vgl. R 8.9 Abs. 1 KStR). 
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Die Zuwendung kann als gesellschaftsrechtlich veranlasst angesehen werden, weil 
ein Nichtgesellschafter der B-GmbH auf die Forderung aus der Lieferung des 
Bauholzes nicht verzichtet hätte (vgl. R 8.9 Abs. 3 Satz 2 KStR). 
Gegenstand der verdeckten Einlage ist nicht das Bauholz selbst, sondern der 
Verzicht auf die bereits realisierte Forderung aus dessen Veräußerung. 
Infolge dieser verdeckten Einlage erhöhen sich gem. § 6 Abs. 6 Satz 2 EStG P.‘s 
Anschaffungskosten der Beteiligung an der B-GmbH um den Teilwert des 
eingelegten Wirtschaftsguts. 
 

 
 
1 

Der Teilwert der Forderung aus der Lieferung des Bauholzes am 31. Juli entspricht 
dem Nominalwert i. H. v. 20.000 €, weil die B-GmbH uneingeschränkt zahlungsfähig 
war. Der von P für die Ausbuchung der Forderung berücksichtigte Aufwand ist zu 
korrigieren. 
Die Auswirkungen auf den Gewinn als Ausgangsgröße für den Gewerbeertrag 
beträgt somit + 20.000 €. 
Der Buchwert der Beteiligung am 30. November beträgt folglich 720.000 €., da der 
Einlagewert vom 1. März um die genannten 20.000 € zu erhöhen ist.  
 
Der zutreffende bilanzielle Veräußerungsgewinn beläuft sich also auf 190.000 €. 
Dies ergibt sich als Differenz des Veräußerungserlöses (910.000 €) und des 
Buchwertes (720.000 €). 
Der Veräußerungserlös ist aufgrund des Teileinkünfteverfahrens (TEV) gem. § 3 
Nr. 40 S. 2 EStG i. V. m. § 3 Nr. 40 Satz 1 Buchstabe a EStG zu 40 % steuerfrei. 
Der Buchwert der Beteiligung darf gem. § 3 c Abs. 2 Satz 1 EStG nur zu 60 % 
abgezogen werden.  
Unter Berücksichtigung des sog. TEV ergibt sich somit ein steuerpflichtiger 
Veräußerungsgewinn i. H. v. 114.000 €.  
Somit ist im Vergleich zu dem von P. ermittelten Ertrag aus der Veräußerung i. H. v. 
60.000 € eine Gewinnerhöhung i. H. v. 54.000 € vorzunehmen. 
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Die auf März entfallenden Schuldzinsen für das Darlehen der Y-Bank sind 
gewerbesteuerlich nicht zu berücksichtigen, weil es sich – wie oben bereits erläutert 
– um vorweggenommene Betriebsausgaben handelt.  
Somit sind die Auswirkungen auf den Gewinn als Ausgangsgröße für den 
Gewerbeertrag + 3.000 €. 
Die Schuldzinsen für die Monate April bis November sind gem. § 3c Abs. 2 Satz 1 
EStG nur zu 60 % abzugsfähig, weil sie mit nach § 3 Nr. 40 Satz 1 Buchstabe d EStG 
steuerfreien Einnahmen im Zusammenhang stehen (TEV). 
Dieses Schicksal teilt auch die von der Y-Bank in Rechnung gestellte 
Vorfälligkeitsentschädigung, die auch nur zu 60 % abziehbar ist, weil auch sie mit 
den nach § 3 Nr. 40 Satz 1 Buchst. a EStG steuerfreien Einnahmen aus der 
Veräußerung des Anteils an der B-GmbH im Zusammenhang steht. 
Die gem. § 3c Abs. 2 Satz 1 EStG nicht abziehbaren Betriebsausgaben betragen 
also: 
Zinsen: 40 % von 3.000 € x 8 Monate = 9.600 € und die  
Vorfälligkeitsentschädigung: 40 % von 9.000 € = 3.600 € 
Die Auswirkungen auf den Gewinn als Ausgangsgröße für den Gewerbeertrag 
beträgt somit + 13.200 €. 
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Zu überlegen ist nun, ob es in Bezug auf die Beteiligung zu einer Kürzung nach § 9 
Nr. 2a GewStG kommt.  
Bei der Beteiligung an der B-GmbH handelt es sich zwar um eine begünstigte 
Beteiligung i. S. d. § 9 Nr. 2a GewStG., da die Beteiligungshöhe 50 % beträgt und 
damit mindestens 15 %. 
Die Beteiligung hat außerdem zu Beginn des abgekürzten Erhebungszeitraums am 
1. April zum Betriebsvermögen des Großhandels gehört. 
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Grundsätzlich ist nach § 14 GewStG das Kalenderjahr als Erhebungszeitraum 
anzusehen und P. hat die Beteiligung erst zum März in ihr Betriebsvermögen 
überführt. 
Da der Gewerbebetrieb hier aber erst zum 1. April beginnt, genügt es, wenn die 
Beteiligung zu diesem Zeitpunkt – nämlich dem Beginn des abgekürzten EZ 15 % 
oder mehr beträgt vgl. § 14 Satz 3 GewStG und R 9.3 Satz 5 GewStR. 
 
Gewinne aus der Veräußerung solcher Anteile fallen aber schlechterdings nicht unter 
die Kürzung des § 9 Nr. 2a GewStG, da sich die Kürzung – nach dem eindeutigen 
Wortlaut der Vorschrift – nur auf Ausschüttungen und eben nicht auf Veräußerungen 
bezieht.  
Etwas anderes ergibt sich dann für die Gewinnausschüttung der B-GmbH. Diese ist 
gem. § 9 Nr. 2a Satz 1 GewStG begünstigt und es kommt nicht zu einer 
Hinzurechnung nach § 8 Nr. 5 GewStG. 
 
Im unmittelbaren Zusammenhang mit den Gewinnanteilen stehende Aufwendungen 
mindern gem. § 9 Nr. 2a Satz 3 GewStG den Kürzungsbetrag. Vorliegend stehen die 
Zinsen für das Darlehen der Y-Bank im unmittelbaren Zusammenhang mit den 
Gewinnanteilen. 
Die Berücksichtigung ist dabei auf die nach Maßgabe des § 3c Abs. 2 Satz 1 EStG 
abziehbaren Zinsen begrenzt. 
Hinsichtlich der Vorfälligkeitsentschädigung ist § 9 Nr. 2a Satz 3 GewStG nicht 
einschlägig, weil diese im Zusammenhang mit dem Gewinn aus der Veräußerung 
des Anteils an der B-GmbH steht. 
Die dem Grunde nach gem. § 9 Nr. 2a GewStG gegenzurechnenden Aufwendungen 
betragen mithin 60 % von 3.000 € x 8 Monate somit 14.400 €. 
 
Die Berücksichtigung ist gem. § 9 Nr. 2a Satz 3 GewStG auf die Höhe der nach § 9 
Nr. 2a Satz 1 GewStG zu kürzenden Beteiligungserträge begrenzt, vorliegend also 
auf 12.000 €. 
Es kommt somit nicht zu einem Kürzungsbetrag gem. § 9 Nr. 2a GewStG. 
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Sowohl die Zinsen als auch die Vorfälligkeitsentschädigung für das Darlehen der Y-
Bank unterliegen dem Grunde nach der Hinzurechnung gem. § 8 Nr. 1 Buchstabe a 
GewStG. 
Das gilt aber nur für die nach Maßgabe des § 3c Abs. 2 Satz 1 EStG abziehbaren 
Beträge, weil sich nur diese auf den Gewinn ausgewirkt haben (vgl. den 
Einleitungssatz des § 8 GewStG). 
Hinsichtlich der Zinsen für den März kommt eine Hinzurechnung schon deshalb nicht 
in Betracht, weil es sich um eine gewerbesteuerlich nicht berücksichtigungsfähige 
vorweggenommene Betriebsausgabe handelt. 
Auch hinsichtlich der bei der Kürzung gem. § 9 Nr. 2a GewStG gegengerechneten 
Schuldzinsen kommt eine Hinzurechnung nicht in Betracht (vgl. § 9 Nr. 2a Satz 3 
Halbsatz 2 GewStG).  
 
Zusammengefasst betragen die Entgelte für Schulden nach § 8 Nr. 1 Buchst. a 
GewStG somit:  
Zinsen für die Monate April bis November nach Berücksichtigung des TEV: 14.400 €  
abzüglich der Zinsen i. H. v. 12.000 €, die unter § 9 Nr. 2a GewStG fallen ergibt 
2.400 € zuzüglich des Teils der Vorfälligkeitsentschädigung nach Berücksichtigung 
des TEV i. H. v. 5.400 € ergibt als Endergebnis: 7.800 € 
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Einzelsachverhalt 4: Weitere Aufwendungen 
 
Die im März angefallenen Aufwendungen im Zusammenhang mit der Eröffnung des 
Großhandels sind gewerbesteuerlich nicht berücksichtigungsfähig, weil sie vor dem 
Beginn des Gewerbebetriebs angefallen sind.  
Somit + 8.000 €  
 
Die Gewerbesteuervorauszahlungen sowie der Zuführungsbetrag zur 
Gewerbesteuerrückstellung sind gem. § 4 Abs. 5b EStG nicht abziehbar. 
Somit + 21.000 € und + 13.000 €  
 
Somit ergeben sich Auswirkungen auf den Gewinn als Ausgangsgröße für den 
Gewerbeertrag i. H. v. + 42.000 € 
 
Die Zinsen für den allgemeinen Betriebskredit i. H. v. 170.000 € sind im Rahmen der 
Hinzurechnung nach § 8 Nr. 1 Buchst. a GewStG zu berücksichtigen. 
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Da laut Aufgabenstellung der Gewerbesteuermessbetrag zu ermitteln ist, müssen 
zunächst die Auswirkungen der Einzelsachverhalte auf den Gewinn als 
Ausgangsgröße des Gewerbeertrags bestimmt werden, im Anschluss daran die 
Hinzurechnungen nach § 8 und die Kürzungen nach § 9 GewStG und daran 
anschließend ist die Regelung des § 11 GewStG anzuwenden: 
 
 
 
Ermittlung des Gewerbeertrags:  
 

Laut Sachverhalt von P. ermittelter Gewinn  300.000 € 

Einzelsachverhalt 1: 
Miete März  

 
+  30.000 € 

Einzelsachverhalt 2:  
Entnahme für Nutzung des Grundstücks 
Aufwand für Grundstück 
AfA 

 
+  35.000 € 
-  48.600 € 
-  12.859 € 

Einzelsachverhalt 3: 
KAP-ESt und SoZ 
TEV bzgl. Gewinnausschüttung 
Verdeckte Einlage (Forderungsverzicht) 
Veräußerungsgewinn bzgl. Beteiligung B-GmbH 
Zinsen für März 
TEV bzgl. der Vorfälligkeitsentschädigung 

 
+  5.275 € 
-  8.000 € 
+  20.000 € 
+  54.000 € 
+  3.000 € 
+  13.200 € 

Einzelsachverhalt 4 
Gewerbesteuer-Vorauszahlung und Aufwand vor Beginn 

 
+  42.000 € 

  

Gewerbeertrag i. S. d. § 7 S. 1 GewStG   433.016 €  
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Ermittlung des Hinzurechungsbetrags nach § 8 GewStG: 
 

§ 8 Nr. 1 Buchst. a GewStG – Zinsen für Grundstück 
§ 8 Nr. 1 Buchst. a GewStG – Zinsen für Beteiligung  
§ 8 Nr. 1 Buchst. a GewStG – Zinsen für Baukredit 
§ 8 Nr. 1 Buchst. d GewStG – Miete Lastenaufzug  
§ 8 Nr. 1 Buchst. e GewStG – Miete Grundstück 

 36.000 € 
 7.800 € 
 170.000 € 
 900 € 
 123.750 € 

Summe   338.450 € 

Abzüglich des Hinzurechungsfreibetrags i. H. v. 200.000 €  138.450 € 
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Davon nun ¼ hinzurechnen sind  34.612 €  

 
 

Somit beträgt der Gewerbeertrag und die Summe der Hinzurechnungen abzüglich 
der Kürzungen (die es hier nicht gibt): 467.628 €.  
 
Nach § 11 Abs. 1 S. 3 GewStG ist dieser Betrag auf volle 100 € abzurunden somit 
467.600 €. 
 
Da ein Einzelunternehmen den Gewerbebetrieb betreibt, ist davon der Freibetrag 
nach § 11 Abs. 1 S. 3 Nr. 1 GewStG i. H. v. 24.000 € abzuziehen und der sog. 
verbleibende Gewerbeertrag beläuft sich auf: 443.100 €. 
 
Nach § 11 Abs. 2 GewStG kommt nun die Steuermesszahl von 3,5 % zur Anwendung 
und es ergibt sich ein auf volle Euro abgerundeter Gewerbesteuermessbetrag i. H. v. 
15.508 €. 
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Teil III: Körperschaftsteuer  
(15 von 100 erreichbaren Punkten)  

 

 
Hinweis: 
Da auch der Sachverhalt des Teil III in Einzelsachverhalte aufgeteilt ist, bietet es sich 
u. E. an – wie schon beim GewSt-Teil – zunächst die Einzelsachverhalte vollständig 
zu bearbeiten und im Anschluss daran die Zusammenfassung im Rahmen der 
Ermittlung des zvE der N-GmbH vorzunehmen. 
 

 

Einzelsachverhalt 1: Beteiligung an der 1-GmbH: 
 
In Bezug auf den Erwerb der Beteiligung an der I-GmbH i. H. d. unangemessenen 
Kaufpreises von 30.000 € ist eine verdeckte Gewinnausschüttung (vGA) anhand der 
tatbestandlichen Voraussetzungen der R 8.5 KStR zu prüfen: 
  
Die Zahlung ist durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst, weil die N-GmbH 
einem fremden dritten Veräußerer nur den im Sachverhalt angegebenen 
Verkehrswert als angemessenen Kaufpreis i. H. v. 90.000 € gezahlt hätte. 
(Inner)Bilanziell ist die Beteiligung lediglich mit den Anschaffungskosten i. H. v. den 
angemessenen 90.000 € zu aktivieren. 
Der überhöhte Kaufpreis stellt Aufwand dar und führt bei der N-GmbH zu einer 
Vermögensminderung, die sich auf den Unterschiedsbetrag i. S. d. § 4 Abs. 1 Satz 1 
EStG auswirkt. 
Bezüglich des bilanziellen Aufwands i. H. v. 30.000 € ist somit gem. § 8 Abs. 3 Satz 2 
KStG eine außerbilanzielle Korrektur vorzunehmen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2 

Hinweis: 
Mit Beschluss vom 17. Dezember 2025, I B 17/24, der am 12.03.2026 auf der 
Homepage des BFH veröffentlicht wurde hat der erste Senat des BFH klargestellt, 
dass die durch die Besonderheiten des Ansatzes eines lohnsteuerrechtlich 
erheblichen Vorteils veranlasste Rechtsprechung des VI. Senats des BFH, wonach 
der Anscheinsbeweis lediglich dafür streitet, dass ein vom Arbeitgeber zur privaten 
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Nutzung überlassener Dienstwagen auch tatsächlich privat genutzt wird, nicht aber 
dafür, dass dem Arbeitnehmer überhaupt ein Dienstwagen aus dem vom Arbeitgeber 
vorgehaltenen Fuhrpark privat zur Verfügung steht (vgl. BFH-Urteile vom 21.04.2010 
– VI R 46/08, BFHE 229, 228, BStBl II 2010, 848, und vom 06.10.2011 – VI R 56/10, 
BFHE 235, 383, BStBl II 2012, 362), auf den Fall einer unbefugten Privatnutzung 
eines dem Gesellschafter-Geschäftsführer von der Gesellschaft zur Nutzung 
überlassenen betrieblichen Fahrzeugs nicht zu übertragen ist. 
 

Die Gewinnausschüttung der I-GmbH ist gem. § 8b Abs. 1 Satz 1 KStG steuerfrei. 
Dem könnte aber die Regelung des § 8b Abs. 4 Satz 1 KStG entgegenstehen. Laut 
Sachverhalt hat die N-GmbH eine 20%-ige Beteiligung im Februar des fraglichen 
Jahres erworben.  
Somit liegt eine ausreichend hohe Beteiligung – nämlich 10 % oder mehr vor und 
durch die Rückbewirkungsfiktion des § 8b Abs. 4 Satz 6 KStG ist es unschädlich, 
dass die Beteiligung noch nicht zu Beginn des Jahres vorlag. Zu beachten ist 
nämlich, dass 20 % in einem Erwerbsvorgang erworben wurden und diese gelten als 
zu Beginn des Jahres erfolgt.  
Gem. § 8b Abs. 5 Satz 1 KStG gelten 5 % der Gewinnausschüttung als nicht 
abziehbare Betriebsausgabe. Dies sind hier 600 € (5 % von 12.000 €). 
Bei der Ermittlung des zvE der N-GmbH sind folgende Korrekturen zu 
berücksichtigen: 
Steuerbefreiung gem. § 8b Abs. 1 Satz 1 KStG: – 12.000 € 
gem. § 8b Abs. 5 Satz 1 KStG nicht abziehbare Betriebsausgaben: + 600 €  
 
Die einbehaltenen Steuerabzugsbeträge i. H. v. 3.165 € sind gem. § 10 Nr. 2 KStG 
nicht abziehbar. 
Dies führt zu einer Korrektur bei der Ermittlung des zvE der N-GmbH von + 3.165 €. 
 
Die Kapitalertragsteuer i. H. v. 3.000 € ist gem. § 31 Abs. 1 Satz 1 KStG i. V. m. § 36 
Abs. 2 Nr. 2 EStG auf die Körperschaftsteuer anzurechnen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1 

Die Zinsen für das Darlehen der V-Bank, die die N-GmbH laut Sachverhalt als 
Aufwand erfasst hat, sind dem Grunde nach abziehbare Betriebsausgaben.  
 
Problematisch ist aber, dass die Zinsen auch im Zusammenhang mit der 
Finanzierung des unangemessen hohen Kaufpreises stehen.  
Soweit das Darlehen allerdings der Finanzierung des angemessenen Kaufpreises 
der Beteiligung an der I-GmbH gedient hat, stehen die Zinsen im wirtschaftlichen 
Zusammenhang mit Beteiligungserträgen i. S. d. § 8b Abs. 1 KStG. Im Verhältnis 
90.000 € zu 120.000 € also zu ¾ also in Höhe von 3.000 € sind die Zinsen 
unproblematisch, da nach § 8b Abs. 5 S. 2 KStG die Regelung des § 3c Abs. 1 EStG 
hierauf keine Anwendung findet.  
 
In Bezug auf den überhöhten Kaufpreis also in Höhe von 1.000 € (30.000 von 
120.000 € also ¼ von 4.000 €) dient das Darlehen jedoch der Finanzierung einer 
vGA. 
Die Zinsen für das Darlehen stellen aber selbst keine vGA dar, weil sie nicht dazu 
geeignet sind, bei T einen sonstigen Bezug i. S. d. § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG 
auszulösen. 
 
Somit sind die Zinsen i. H. v. 4.000 € berücksichtigungsfähig. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
1 

Der von der N-GmbH erfasste bilanzielle Verlust aus der Veräußerung des Anteils 
an der I-GmbH ist vor dem Hintergrund der oben beschriebenen vGA beim Erwerb 
des Anteils zu korrigieren.  
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Dem Veräußerungspreis i. H. v. 42.000 € ist ein Buchwert i. H. v. 45.000 € (1/2 
v. 90.000 €) gegenüberzustellen. 
Somit ergibt sich ein (inner)bilanzieller Veräußerungsverlust i. H. v. 3.000 €. 
 
Somit ergibt sich eine Korrektur von + 15.000 € (18.000 € - 3.000 €) 
Unter Berücksichtigung der bei der Veräußerung angefallenen Notar- und 
Gerichtskosten i. H. v. 600 € ergibt sich folgender Veräußerungsverlust i. S. d. § 8b 
Abs. 2 Satz 2 KStG: 
Veräußerungspreis: 42.000 € - Veräußerungskosten 600 € - Buchwert 45.000 €  
= Veräußerungsverlust: 3.600 € 
Der Verlust ist gem. § 8b Abs. 3 Satz 3 KStG nicht abzugsfähig und bei der Ermittlung 
des zvE der N-GmbH ist eine außerbilanzielle Hinzurechnung von + 3.600 € zu 
berücksichtigen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2 

Hinweis:  
In Bezug auf die Regelung des § 8b Abs. 3 KStG möchten wir auf die am 24.04.2025 
auf der Homepage des BFH veröffentlichte Entscheidung I R 21/22 hinweisen: 
Der erste Senat stellt zur Regelung des § 8b Abs. 3 S. 4 KStG Folgendes heraus: 
Soweit § 8b Abs. 3 Satz 4 KStG mit der Rechtsfolge einer Verhinderung einer 
Einkommensminderung (im konkreten Fall einer Teilwertabschreibung auf eine 
Darlehensforderung) tatbestandlich an eine Darlehensgewährung durch einen 
Gesellschafter, der zu mehr als 25 % unmittelbar oder mittelbar am Grund- oder 
Stammkapital der darlehensnehmenden Körperschaft beteiligt ist, anknüpft, ist bei 
Darlehensgewährung durch eine vermögensverwaltende KG als Allein-
Gesellschafterin ("zwischengeschaltete vermögensverwaltende KG"), an der 
Körperschaftsteuersubjekte beteiligt sind, nicht auf die Beteiligungsquote der KG, 
sondern jeweils auf die durchgerechneten Beteiligungsquoten der einzelnen 
Körperschaftsteuersubjekte abzustellen. 
 

 

Einzelsachverhalt 2 – Stille Beteiligung an der Online-GmbH:  
 
Die N-GmbH ist atypisch still an der O-GmbH beteiligt und erzielt insoweit 
gewerbliche Einkünfte aus einer Mitunternehmerschaft i. S. d. § 8 Abs. 1 Satz 1 
KStG i. V. m. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG.  
Wie schon oben im Einkommensteuerteil ist nun auch wieder die Existenz des 
Mitunternehmerrisikos und der Mitunternehmerinitiative zu prüfen.  
Das Mitunternehmerrisiko liegt vor, weil die N-GmbH nicht nur am Gewinn und 
Verlust, sondern auch an den stillen Reserven beteiligt ist. 
Die Mitunternehmerinitiative ist gegeben, da die N-GmbH laut Sachverhalt über 
Kontrollrechte nach § 716 BGB verfügt und zudem ein Widerspruchsrecht hat.  
 

 
 
 
 
 
 
 
1 
 
 

Hinweis: 
Zur Frage des Mitunternehmerrisikos eines stillen Gesellschafters ist die am 
19.03.2026 auf der Homepage des BFH veröffentlichte Entscheidung des BFH zu 
beachten. Der BFH stellt im Urteil vom 13. November 2025, IV R 24/23 klar, dass 
Mitunternehmerrisiko gesellschaftsrechtliche oder eine dieser wirtschaftlich 
vergleichbaren Teilnahme am Erfolg und Misserfolg eines gewerblichen 
Unternehmens bedeutet. Dieses Risiko wird regelmäßig durch Beteiligung an 
Gewinn und Verlust sowie an den stillen Reserven des Anlagevermögens 
einschließlich eines Geschäftswerts vermittelt. Erforderlich ist ein 
Gesellschafterbeitrag, durch den das Vermögen des Gesellschafters belastet 
werden kann. Demgegenüber reicht der bloße Verzicht auf eine spätere 
Gewinnbeteiligung nicht aus. 
Ebenso wenig reicht es für ein (schwach ausgeprägtes) Mitunternehmerrisiko aus, 
wenn ohne Verlustbeteiligung und Nachschusspflicht für den stillen Gesellschafter 
allein das Risiko besteht, dass er keine Gewinnbeteiligung erhält und damit seine als 
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Einlageleistung versprochenen Dienstleistungen und etwaige Kosten vergeblich 
aufgewendet hat. 
 

Nach § 15a Abs. 5 Nr. 1 EStG, der über § 8 Abs. 1 Satz 1 KStG hier zur Anwendung 
kommt, gelten § 15a Abs. 1 Satz 1 usw. sinngemäß für andere Unternehmer, soweit 
deren Haftung der eines Kommanditisten vergleichbar ist. Dies also insbesondere 
für stille Gesellschafter einer stillen Gesellschaft im Sinne des § 230 des 
Handelsgesetzbuchs, bei der der stille Gesellschafter als Unternehmer 
(Mitunternehmer) anzusehen. Somit müssen – wie schon im ESt-Teil der Klausur – 
zunächst die Kapitalkonten ermittelt werden. 
 
Ermittlung des Kapitalkontos i. S. d. § 15a EStG: 
Einzahlung am 1. Februar: 50.000 €  
Verlust: - 60.000 €  
Kapitalkonto i. S. d. § 15a EStG am 31. Dezember: - 10.000 € 
 
Durch den der N-GmbH zuzurechnenden Verlust ist ein negatives Kapitalkonto 
i. H. v. 10.000 € entstanden. Der Verlust ist insoweit gem. § 15a Abs. 1 Satz 1 EStG 
nicht ausgleichsfähig.  
In den Folgejahren ist eine Verrechnung nach Maßgabe des § 15a Abs. 2 EStG 
möglich. Der nach § 15a EStG ausgleichsfähige Verlust beträgt 50.000 €. 
 
Somit ist eine Korrektur bei der Ermittlung des zvE der N-GmbH von + 10.000 € nötig. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1 

Der Verlust unterliegt weiterhin der Verlustverrechnungsbeschränkung gem. § 8 
Abs. 1 Satz 1 KStG i. V. m. § 15 Abs. 4 Satz 6 EStG, weil es sich um einen Verlust 
aus einer stillen Gesellschaft handelt und die N-GmbH aufgrund ihrer Beteiligung als 
Mitunternehmerin anzusehen ist. § 15 Abs. 4 Satz 8 EStG steht der Anwendung des 
§ 15 Abs. 4 Satz 6 EStG nicht entgegen, weil die N-GmbH keine natürliche Person 
ist. 
§ 15 Abs. 4 Satz 6 EStG ist im Verhältnis zu § 15a EStG nachrangig anzuwenden 
und gilt nur für den nach § 15a EStG ausgleichsfähigen Verlust i. H. v. 50.000 €. 
Der nach § 15 Abs. 4 Satz 6 EStG nicht ausgleichsfähige Verlust ist ab dem Folgejahr 
nach Maßgabe des § 15 Abs. 4 Satz 7 EStG mit Gewinnen der N-GmbH aus der 
atypisch stillen Beteiligung an der O-GmbH zu verrechnen. 
Korrektur bei der Ermittlung des zvE der N-GmbH: + 50.000 € 
 

 
 
 
 
 
 
1 

Hinweis: 
Zur Frage der Geltendmachung der möglichen Verfassungswidrigkeit der 
Abzugsbeschränkung für Verluste von Kapitalgesellschaften aus stillen 
Beteiligungen an Kapitalgesellschaften ist die am 02.04.2026 auf der Homepage des 
BFH veröffentlichte Entscheidung aus verfahrensrechtlicher Sicht ggf. nicht 
uninteressant: 
Der neunte Senat stellt in IX R 34/23 klar, dass das Begehr, Verluste aus einer stillen 
Beteiligung unter Berufung auf die Verfassungswidrigkeit des Ausgleichs- und 
Abzugsverbots in § 15 Abs. 4 Satz 6 EStG zum Abzug zuzulassen, unmittelbar im 
Rahmen der Steuerveranlagung zum Abzug zuzulassen und die Klage gegen den 
Steuerbescheid zu richten ist. Dies gilt auch dann, wenn die Steuer auf 0 € 
festgesetzt worden ist. 
 

 

Einzelsachverhalt 3 – Automations-SRL:  
 
Die Gewinnausschüttung der A-SRL ist gem. § 8b Abs. 1 Satz 1 KStG steuerfrei. Es 
spielt dabei keine Rolle, dass eine ausländische Gesellschaft ausschüttet. Diese 
Gewinnausschüttungen ausländischer Kapitalgesellschaften führt nämlich auch zu 
Bezügen i. S. d. § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG. 
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Gem. § 8b Abs. 5 Satz 1 KStG gelten 5 % der Gewinnausschüttung als nicht 
abziehbare Betriebsausgabe ( 5 % von 4.000 € = 200 €). 
 
Die einbehaltene Quellensteuer ist gem. § 10 Nr. 2 KStG nicht abziehbar, weil es 
sich um eine mit der KSt vergleichbare Steuer – und damit eine Steuer vom 
Einkommen i. S. d. § 10 Nr. 2 KStG – handelt. 
Die an den peruanischen Finanzberater gezahlte Verwaltungsgebühr ist eine 
abziehbare Betriebsausgabe. § 3c Abs. 1 EStG ist nach der Regelung des § 8b 
Abs. 5 Satz 2 KStG nicht anwendbar  
 
Bei der Ermittlung des zvE der N-GmbH sind folgende Korrekturen zu 
berücksichtigen: 
Steuerbefreiung gem. § 8 b Abs. 1 Satz 1 KStG: - 4.000 € 
gem. § 8 b Abs. 5 Satz 1 KStG nicht abziehbare Betriebsausgaben: + 200 € 
gem. § 10 Nr. 2 KStG nicht abziehbare Quellensteuer: + 200 € 
 

 
 
 
 
1 
 

Zu überlegen wäre, ob die peruanische Quellensteuer gem. § 26 KStG auf die KSt 
angerechnet werden kann. 
Dies ist jedoch nicht möglich. Die Gewinnausschüttung gehört zwar dem Grunde 
nach zu den ausländischen Einkünften i. S. d. § 34d Nr. 6 EStG, weil die A-SRL ihren 
Sitz bzw. ihre Geschäftsleitung in Peru hat. Infolge der Steuerbefreiung gem. § 8b 
Abs. 1 KStG ist die Gewinnausschüttung aber nicht im Gewinn der N-GmbH 
enthalten und folglich nicht mit deutscher KSt belastet. 
Ein Abzug der peruanischen Quellensteuer bei der Ermittlung des Gewinns der N-
GmbH ist aufgrund der Steuerbefreiung gem. § 8b Abs. 1 KStG ebenfalls 
ausgeschlossen (vgl. § 26 Abs. 2 Satz 2 KStG i. V. m. § 34c Abs. 2 EStG). 
 

 
 
 
 
 
1 

Einzelsachverhalt 4:  
 
Die Spende an die P-Partei ist gem. § 8 Abs. 1 Satz 1 KStG i. V. m. § 4 Abs. 6 EStG 
nicht abziehbar. 
Die Spende an den V-Verein ist dem Grunde nach gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG 
abziehbar, weil es sich um eine Zuwendung zur Förderung steuerbegünstigter 
Zwecke i. S. d. §§ 52 ff. AO handelt (gemeinnützige Zwecke i. S. d. § 52 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 AO). Der V-Verein ist ein begünstigter Zuwendungsempfänger i. S. d. 
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 Buchstabe b KStG. 
Für Zwecke der Höchstbetragsberechnung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 Buchstabe a 
KStG ist die Spende zunächst dem Einkommen hinzuzurechnen. 
Der Mitgliedsbeitrag an den H-Verein ist gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 Satz 8 Nr. 3 KStG 
nicht abziehbar, weil § 52 Abs. 2 Satz 1 Nummer 22 AO im Sachverhalt auch 
ausdrücklich genannt ist.  
Bei der Ermittlung des zvE der N-GmbH sind folgende Korrekturen zu 
berücksichtigen:  
Spende P-Partei: + 500 € 
Spende V-Verein (vorläufig wegen § 9 Abs. 2 Satz 1 KStG): + 15.000 € 
Mitgliedsbeitrag H-Verein: 100 € 
 

 
 
 
 
 
 
 
1 

Ermittlung des zvE:  
 

 

Von N-GmbH bereits ermittelter Gewinn  60.000 € 

Nach § 10 KStG und § 4 Abs 5 und 5b EStG nicht abziehbarer 
Aufwand 

+ 50.000 €  

Aus Einzelsachverhalt 1: 
§ 10 Nr. 2 KStG nicht abziehbare Steuerbeträge 

 
 + 3.165 € 
+ 15.000 € 

 
 
 
 
 
1 
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Veräußerung Beteiligung I-GmbH, da die Anschaffungskosten 
verändert wurden und  
noch § 8b Abs. 3 KStG 
Gewinnausschüttung I-GmbH 
nicht abziehbare BA nach § 8 Abs. 5 Satzv1 KStG 
 
Aus Einzelsachverhalt 2: 
§ 15a EStG bzgl. O-GmbH 
§ 15 Abs. 4 S. 6 EStG bzgl. O-GmbH 
 
Aus Einzelsachverhalt 3: 
§ 8b Abs. 1 KStG bzgl. A-SRL und § 8b Abs. 5 KStG 
peruanische Quellensteuer § 10 Nr. 2 KStG 
 
Aus Einzelsachverhalt 4: 
Spende P-Partei 
Spende V-Verein 
Mitgliedsbeitrag H-Verein 
 
Steuerlicher Gewinn 
 
Bei der Berechnung des Spendenhöchstbetrages gem. § 9 Abs. 1 
Nr. 2 Satz 1 Buchst. a KStG sind 20 % von 192.365 € somit 
38.473 € berücksichtigungsfähig somit bleibt die Spende an den 
V-Verein voll abzugsfähig i. H. v. 15.000 €. 
 
Bei der Ermittlung des zvE ist sie wieder abziehbar auch in Höhe 
von 15.000 € somit ergibt sich ein zvE von 

 
+ 3.600 € 
./. 12.000 €  
+ 600 € 
 
+ 10.000 € 
+ 50.000 € 
 
 
./. 3.800 € 
+ 200 € 
 
 
+ 500 € 
+ 15.000 € 
+ 100 € 
 
 

 192.365 €  
 
 
 
 
 
 
 
 
 177.365 € 
 

 

 
Wird auf dieses zvE der Steuersatz des § 23 KStG angewandt, ergibt sich eine 
festzusetzende KSt i. H. v. 26.604 € und nach Anrechnung der KAP-ESt bzgl. der 
Gewinnausschüttung des I-GmbH aus Einzelsachverhalt 1 i. H. v. 3.000 € eine 
verbleibende KSt i. H. v. 23.604 €. 
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Ermittlung des steuerlichen Einlagekontos: 
 

Die Leistungen i. S. d. § 27 Abs. 1 Satz 3 KStG betragen 30.000 €. Hier ist der 
überhöhte Kaufpreis für die Beteiligung an der I-GmbH aus Einzelsachverhalt 1 zu 
berücksichtigen. 
Die Leistungen mindern gem. § 27 Abs. 1 Satz 3 KStG das steuerliche Einlagekonto, 
soweit sie den auf den 31. Dezember ermittelten ausschüttbaren Gewinn 
übersteigen. 
Der ausschüttbare Gewinn ermittelt sich gem. § 27 Abs. 1 Satz 5 KStG wie folgt: 
Eigenkapital laut Steuerbilanz zum 31. Dezember: 120.000 € 
abzgl. gezeichnetes Kapital/Stammkapital: - 50.000 € 
abzgl. Bestand steuerliches Einlagekonto 31. Dezember: - 45.000 € 
ausschüttbarer Gewinn zum 31. Dezember: 25.000 € 
Die Leistungen i. S. d. § 27 Abs. 1 Satz 3 KStG übersteigen den ausschüttbaren 
Gewinn um 5.000 €. Um diesen Betrag mindert sich der Bestand des steuerlichen 
Einlagekontos im nächsten Jahr. 
Ermittlung des steuerlichen Einlagekontos zum 31. Dezember des nächsten Jahres:  
 
Bestand des steuerlichen Einlagekontos am 31. Dezember: 45.000 € 
abzgl. mindernde Leistungen i. S. d. § 27 Abs. 1 Satz 3 KStG: - 5.000 € 
Bestand des steuerlichen Einlagekontos am 31. Dezember: 40.000 € 
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